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Das Oberste Gericht hat wiederholt darauf hingewie­
sen, daß es bei der rationellen und effektiven Gestal­
tung der Hauptverhandlung und der differenzierten 
Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte immer darum 
geht, eine höhere Qualität in der gerichtlichen Tätig­
keit zu erreichen. Die Anwendung rationeller Arbeits­
methoden darf niemals zu Abstrichen an der Qualität 
der Arbeit führen.
Diejenigen Gerichte, die mit der Einführung rationeller 
Arbeitsmethoden stets die Frage verbinden, wie mit 
geringstem Aufwand ein höchstmöglicher Erfolg er­
zielt werden kann, gehen richtig an die organisatori­
sche und inhaltliche Gestaltung ihrer Arbeit heran. 
Diese Gerichte haben — wie Untersuchungen des Ober­
sten Gerichts bestätigten — die besten Ergebnisse auf 
den verschiedensten Gebieten ihrer Tätigkeit erreicht, 
so z. B. bei der differenzierten Mitwirkung der gesell­
schaftlichen Kräfte, der fristgemäßen Durchführung 
der Strafverfahren und der Strafenverwirklichung.

Der vorstehende Beitrag von W i n k l e r  vermittelt 
interessante Erfahrungen des Kreisgerichts Merseburg 
zur rationelleren und effektiveren Gestaltung des ge­
richtlichen Verfahrens. Diese Erfahrungen sind aus 
mehreren Gründen wertvoll: Die Arbeit mit Fragespie­
geln konnte bereits über einen längeren Zeitraum ein­
geschätzt werden. Die Einführung der Fragespiegel ist 
das Ergebnis der Gemeinschaftsarbeit aller Rechtspfle­
georgane des Kreises. Bei der Vorbereitung der Frage­
spiegel hat sich der Erfahrungsaustausch des Kreisge­
richts mit Bürgern, die schon in Strafverfahren als Kol­
lektivvertreter, gesellschaftliche Ankläger oder gesell­
schaftliche Verteidiger mitgewirkt haben, besonders 
bewährt./*/ Die Fragespiegel sind also auch das Ergeb­
nis der Erfahrungen der gesellschaftlichen Kräfte 
selbst.
Winkler weist darauf hin, daß es bei der Arbeit mit 
den Fragespiegeln unterschiedliche Auffassungen geben 
kann. Nach den Erfahrungen, die das Oberste Gericht 
bei seinen Untersuchungen gewonnen hat, werden nur 
selten Zweifel geäußert, ob es überhaupt zweckmäßig 
ist, mit Fragespiegeln zu arbeiten. Häufiger wird aber 
der Einwand erhoben, die Arbeit mit den — recht um­
fassend gestalteten — Fragespiegeln bedeute einen zu 
großen Aufwand und fördere evtl, einen gewissen For­
malismus.

Diese Bedenken sind nicht unberechtigt. Sie werfen 
aber nicht prinzipiell die Frage nach der Verwendbar­
keit von Fragespiegeln auf, sondern erfordern ein 
gründliches Durchdenken, welche Fragen in welchem 
Umfang und mit welcher Zielrichtung gestellt werden 
müssen, um zu sichern, daß sich die Kollektive diffe­
renziert zu denjenigen Fragen äußern, deren Beantwor­
tung im gerichtlichen Verfahren notwendig ist.
Die Praxis der Rechtspflegeorgane im Kreis Merseburg 
vermittelt folgende wichtige Erkenntnis: Allgemeine, 
für jedes Verfahren anwendbare Fragespiegel sollten 
nicht entwickelt werden. Sie führen zu einer Über­
ladung mit Fragen, die nur für bestimmte Straftaten 
oder nur für bestimmte Täter (Jugendliche oder Er­
wachsene) zutreffen. Der Fragespiegel muß vielmehr 
Vorgaben für die Beantwortung spezifischer Fragen 
enthalten, die sich aus den jeweiligen Strafverfahren 
ergeben. Deshalb haben die Rechtspflegeorgane im 
Kreis Merseburg auch für verschiedene Deliktsarten 
spezifische Fragespiegel erarbeitet, die den Bedürf-

/*/ Vgl. Winkler, „Erfahrungsaustausch mit gesellschaftlichen 
Kräften, die in Strafverfahren mitgewirkt haben“, in diesem 
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nissen nach Informationen Rechnung tragen. Dabei 
läßt es sich nicht vermeiden, daß eine Reihe von all­
gemeinen Angaben, die das Gericht interessieren, in 
jedem Fragebogen wiederkehren. Aber bereits bei die­
sem Fragenkomplex muß darauf geachtet werden, daß 
das Kollektiv nicht überfordert wird und daß nicht zu 
hohe Maßstäbe an seine Möglichkeiten für die Beur­
teilung bestimmter Vorgänge angelegt werden.
Zutreffend werden Fragen nach der Situation im Kol­
lektiv des Angeklagten gestellt. Jedoch ist dabei zu 
beachten, daß diese Fragen im Zusammenhang mit der 
Tat stehen und dem Gericht Kenntnisse vermitteln 
müssen, in welcher Weise das Kollektiv künftig die 
weitere erzieherische Einflußnahme gestalten, will. 
Fragen nach der altersmäßigen Zusammensetzung des 
Kollektivs oder nach der Arbeit des Kollektivs mit 
Vorbestraften hätten z. B. wenig Wert für die Beur­
teilung der Straftat des Angeklagten durch das Ge­
richt. Solche und andere allgemeine Fragen können 
beim Kollektiv Unklarheiten über den Umfang seiner 
Stellungnahme zur Straftat und zur Person des Ange­
klagten hervorrufen.
Die Fragespiegel des Kreisgerichts Merseburg zu den 
einzelnen Deliktsgruppen enthalten einige Fragen, de­
ren Beantwortung für die Entscheidung des Gerichts 
in der konkreten Strafsache nicht von unmittelbarer 
Bedeutung ist oder das Kollektiv überfordern könnte. 
Dazu gehören z. B. bei Sexualdelikten folgende Fragen: 
„Was ist über die. Familienverhältnisse des Angeklag­
ten bekannt?“, „Akzeptiert er die Frau als gleich­
berechtigten Partner?“, „Wie ist die Einstellung der 
Arbeitskollegen zum anderen Geschlecht?“ Diese Fra­
gen sind nicht geeignet, eine sachbezogene Beurteilung 
der Persönlichkeit des Angeklagten in bezug auf das 
ihm zur Last gelegte Sexualdelikt zu erlangen.
Bei Körperverletzungs- und anderen Gewaltdelikten 
kann das Kollektiv z. B. die Frage, wie es die Einfluß­
nahme des Ehegatten auf den Angeklagten einschätzt, 
in der Regel nicht beantworten. Aber selbst wenn es 
das könnte, ließen sich aus der Antwort wohl kaum 
konkrete Schlußfolgerungen für die Motive und tat- 
auslösenden Faktoren oder für die Gestaltung des 
weiteren Erziehungsprozesses des Angeklagten zie­
hen.
Der Fragespiegel für Jugendstrafsachen enthält einige 
Fragen, die diese Kollektive nicht oder nur mit sehr 
großem Aufwand beantworten können, selbst wenn 
man berücksichtigt, daß es unterschiedliche Kollektive 
sind, die den Jugendlichen beurteilen (z. B. Betrieb 
oder Schule). Damit besteht die Gefahr, daß das Ge­
richt keine exakten Informationen erhält. So können - 
die Kollektiv? in der Regel folgende Fragen nicht 
beantworten: „Wie beurteilt das Kollektiv die fami­
liäre Situation des jugendlichen Angeklagten?“, „Füh­
ren die Eltern ein harmonisches Eheleben?“, „Besteht 
zwischen den Familienmitgliedern und dem Ange­
klagten ein Vertrauensverhältnis?“ Den Betriebs- oder 
Schulkollektiven sollten daher solche Fragen nicht 
gestellt werden. Derartige Informationen kann das 
Gericht allenfalls von einem Vertreter des Referats 
Jugendhilfe oder von den Eltern selbst erhalten.
Diese kritischen Bemerkungen zu den Merseburger 
Fragespiegeln sollen zu Überlegungen anregen, welche 
konkreten Fragen im jeweiligen Verfahren gestellt 
werden können und müssen, damit das Gericht aus­
sagekräftige Stellungnahmen der Kollektive erhält. ~ 
Die Erfahrungen lehren, daß die vorgegebenen Fragen 
ndbh genügend Spielraum lassen müssen, damit die 
Kollektive auch zu anderen Problemen Stellung neh-
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